
 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 
Zahl: 
004-5-1957/2017         Protokoll-Nr.5/2017 
 
 
 

VERHANDLUNGSSCHRIFT 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am Donnerstag, dem 14.12.2017 im Sitzungssaal der Gemeinde. 

 
ANWESENDE MITGLIEDER: 
1. Friedrich Kirchsteiger (SPÖ) 
2. Rudolf Waldenberger (ÖVP) 
3. Andreas Humer (ÖVP) 
4. Ludwig Rabengruber (ÖVP) 
5. Günter Humer (ÖVP) 
6. Rudolf Haginger (ÖVP) 
7. Robert Gadringer (ÖVP) 
8. Monika Zöbl (ÖVP) 
9. Christian Bauer (ÖVP) 
10. Gerhard Gebetsroither (SPÖ) 
11. Silvester Groiß (SPÖ) 
12. Martin Pillweiß (SPÖ) 
13. Walter Rebhan (SPÖ) 
14. Franz Reifetshammer (FPÖ) 
15. Andrea Bassani (FPÖ) 
16. Elfriede Steiner (ULG) 
 
ANWESENDE ERSATZMITGLIEDER: 
17. Peter Seiringer (ÖVP) 
18. Margit Reifetshammer (FPÖ)  
 
Anwesende Mitglieder mit beratender Stimme in Ausschüssen (§ 18 Abs.4 O.Ö. 
GemO.1990): 
Architekt DI Kobler 

 
ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
Roswitha Spießberger (ÖVP) 
Harald Frauscher (FPÖ) 
Rupert Hattinger (ULG) 
Josef Lugmaier (ULG) 
Christoph Gruber (ULG) 

 
NICHT ENTSCHULDIGT ABWESEND WAREN: 
Siegfried Anzengruber (ULG) 

 

G e m e i n d e  G e b o l t s k i r c h e n  
 

4682 Geboltskirchen, Feld 10 Pol. Bezirk Grieskirchen  
 

Tel. :  07732/3513  Fax:  DW  14 UID-Nr . :  ATU 54255005 
 

E-Mai l :  of f ice@gebo l tsk i rchen.at  GKZ.:  40807 
 

DVR-Nr.:  77551 Behördenkennzahl:  0301296 
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LEITER DES GEMEINDEAMTES: 
Stellvertreter Rudolf Stahrl-Thalhamer 

 
Sonstige Personen (§ 66 Abs.2 O.Ö. GemO.1990): 
--- 

 
Zusätzlich eingeladene Personen: 
--- 

 
Der Schriftführer (§ 54 Abs.2 O.Ö.GemO. 1990): 
Rudolf Stahrl-Thalhamer  

 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung und stellt fest,  
dass  
 
a) die Sitzung vom – Bürgermeister – einberufen wurde; 
 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 OÖ. GemO 1990) enthalten 

ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich 
am 06.12.2017 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; 

 
 die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich 

kundgemacht wurde; 
 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist; 
 
d) dass die Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung vom 19.10.2017 bis zur heutigen 

Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während 
der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift von jenen 
Gemeinderatsmitgliedern und – ersatzmitgliedern, welche an der betreffenden Sitzung 
teilgenommen haben bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. 

 
 
 

TAGESORDNUNG 
 
1 Nachwahl in den Gemeindevorstand - Fraktionswahl 
2 Neuwahl des Vizebürgermeisters - Fraktionswahl 
3 Nachwahl der Obmänner und Obmann Stellvertreter sowie der übrigen Mitglieder und 

Ersatzmitglieder in den einzelnen Ausschüssen - Fraktionswahl 
4 Nachwahl der Vertreter bzw. Stellvertreter in Organe außerhalb der Gemeinde 

- Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes Grieskirchen 
- Verbandsversammlung des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen 
- Verbandsversammlung des Wegeerhaltungsverbandes Hausruckviertel 
- LEADER Region Mostlandl Hausruck 

5 Bekanntgabe Änderung Fraktionsobmann der ÖVP-Fraktion 
6 Neubau Einsatzgebäude der Freiwilligen Feuerwehr Geboltskirchen 

- Bericht Architekt DI Kobler (Endabrechnung,….) 
- Einholung einer Bevollmächtigung für die Beauftragung des Rechtsanwaltes 
Dr. Stephan Messner zur Einbringung einer zivilrechtlichen Klage gegenüber der 
Bayer Bau GmbH in 4680 Haag/H., Lambacherstraße 17 

7 Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Änderung Nr. 24 
„Berger Josef und Katharina, 4682 Geboltskirchen, Thalham 6“ 
- Änderung flächenmäßige Abgrenzung / Sternsignatur Nr. 44 
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8 Fördervertrag mit der Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC) für die 
Abwasserbeseitigungsanlage BA 10 Schlossweg-Hofergründe 
- Beschlussfassung 

9 Prüfungsbericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 07. Dezember 2017 
10 Voranschlag für das Finanzjahr 2018 
11 Mittelfristiger Finanzplan 2018 - 2022 
12 Kassenkredit für das Finanzjahr 2018 
13 Voranschlag für das Finanzjahr 2018 - Verein zur Förderung der Infrastruktur der 

Gemeinde Geboltskirchen & Co KG 
14 Mittelfristiger Finanzplan 2018 - 2022 - Verein zur Förderung der Infrastruktur der 

Gemeinde Geboltskirchen & Co KG 
15 Resolution zur Abschaffung des Pflegeregresses 
16 Allfälliges - Anfragen - Anregungen 

 
 

Absetzung Tagesordnungspunkt vor Eintritt in die Tagesordnung gemäß § 46 Abs. 4 OÖ. GemO 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger setzt den TOP 6 „Einholung einer Bevollmächtigung für die Beauftragung des 
Rechtsanwaltes Dr. Stephan Messner zur Einbringung einer zivilrechtlichen Klage gegenüber der Bayer Bau 
GmbH in 4680 Haag/H., Lambacherstraße 17 ab und erklärt, dass aber der Bericht von Architekt DI Kobler 
hinsichtlich der Endabrechnung zum Einsatzgebäude der FF erfolgen wird. 
 
  
1  Nachwahl in den Gemeindevorstand - Fraktionswahl 
   

 Vizebürgermeisterin Roswitha Spießberger hat mit Schreiben vom 30. November 2017 ihren Rücktritt 
als Vizebürgermeisterin und alle in und außerhalb der Gemeinde verbundenen und ihr übertragenen 
Ämter mit 13. Dezember 2017 bekannt gegeben. 
 
Aufgrund dieses Verzichtes ist das Gemeindevorstandsmandat nach zu besetzen. 
 
Gemäß § 32 Abs. 2 OÖ. GemO 1990 i.d.g.F. ist über die Nachbesetzung freigewordener Stellen im 
Gemeindevorstand folgendes angeführt: 
 
„Ist das Mandat eines übrigen Mitgliedes des Gemeindevorstandes erledigt, ist die freigewordene Stelle 
ehestens für die restliche Funktionsperiode durch Nachwahl zu besetzen. Für die Nachwahlen gelten 
die Bestimmungen über die Wahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes sinngemäß. Den 
Nachwahlen ist die nach § 20 Abs. 5 berechnete Mandatsverteilung zugrunde zu legen.“ 
 
Von der ÖVP-Fraktion wurde folgender gültiger Wahlvorschlag für den Gemeindevorstand eingebracht: 
 
LUDWIG RABENGRUBER 
 
 
Grundsätzlich hat die Fraktionswahl in geheimer Form mittels Stimmzettel zu erfolgen, sofern nicht der 
gesamte Gemeinderat (einstimmig) eine Wahl mittels offener Abstimmung beschließt. Diese 
Bestimmung hat auch für die Nachwahlen unter den nachfolgenden Tagesordnungspunkten 2 – 4 seine 
Gültigkeit. 
 
Gemäß § 24 Abs. 4 OÖ. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. haben der oder die Vizebürgermeister(innen) 
vor dem Antritt ihres Amtes in die Hand des Bezirkshauptmannes oder seines Beauftragten mit den 
Worten „Ich gelobe“ das Gelöbnis gemäß § 20 Abs. 4 OÖ. GemO abzulegen. Die weiteren 
Vorstandsmitglieder haben dieses Gelöbnis in die Hand des Bürgermeisters abzulegen. Ein 
Gelöbnis unter Bedingungen oder mit Zusätzen gilt als verweigert, die Beifügung einer 
religiösen Beteuerung ist zulässig. (LGBl. 137/2007) 
 
Gelöbniswortlaut: „Ich gelobe die Bundesverfassung und die Landesverfassung sowie alle übrigen 
Gesetze und alle Verordnungen der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich gewissenhaft 
zu beachten, ihre Aufgabe unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu wahren 
und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern.“ 
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 Beratungsverlauf   

 
 Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 

 
GR Rudolf Waldenberger erörtert, dass Ludwig Rabengruber ein wenig später zur Sitzung kommen 
wird, da er noch bei der Totenwache von seinem Onkel ist. 
 
Nachdem GR Ludwig Rabengruber nun anwesend ist nimmt Bgm. Friedrich Kirchsteiger nach dem 
Tagesordnungspunkt 7 die Angelobung von Gemeindevorstandsmitglied Ludwig Rabengruber vor, der 
in die Hand des Bürgermeisters gelobt: 
„Ich gelobe die Bundesverfassung und die Landesverfassung sowie alle übrigen Gesetze und alle 
Verordnungen der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich gewissenhaft zu beachten, ihre 
Aufgabe unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, das Amtsgeheimnis zu wahren und das Wohl der 
Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen zu fördern.“ 
 

 

 Abstimmung   

  
Antrag 1): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die offene Abstimmung für alle heute zu wählende Organe.  
 

 

Antrag 2): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag an die ÖVP-Fraktion Herrn LUDWIG RABENGRUBER 
 – laut dem vorgelegten gültigen Wahlvorschlag der ÖVP-Fraktion – in den Gemeindevorstand zu 
wählen. 
 
 
Abstimmung zu 1): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
Abstimmung zu 2): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 

  

2  Neuwahl des Vizebürgermeisters - Fraktionswahl 
   

 Aufgrund des Amtsverzichtes von Vizebürgermeisterin Roswitha Spießberger ist die Stellvertretung des 
Bürgermeisters neu zu wählen. 
 
Die Wahl des Vize-Bürgermeisters durch den Gemeinderat ist im § 27 der OÖ. Gemeindeordnung 1990 
i.d.g.F. geregelt und lautet: 
 
(1) Die Vizebürgermeister sind aus dem Kreis der übrigen Mitglieder des Gemeindevorstandes  

(§ 26 Abs. 1) auf Grund von Wahlvorschlägen zu wählen, die jeweils von den Fraktionen 
einzubringen sind, deren Gemeinderatsmitglieder im Sinne der Bestimmungen der Abs. 2 bis 5 zur 
Wahl der betreffenden Vizebürgermeister berufen sind. Die Fraktionen haben ihren Wahlvorschlag 
vor Beginn der Wahlhandlung dem Vorsitzenden schriftlich zu überreichen. (LGBl. 152/2001) 
 

(2) Ist nur ein Vizebürgermeister zu wählen, so ist er von den Gemeinderatsmitgliedern der stärksten 
im Gemeinderat vertretenen Fraktion zu wählen. (LBGl. 152/2001) 

 
Von der ÖVP-Fraktion wurde folgender gültiger Wahlvorschlag für den Vize-Bürgermeister eingebracht: 
 
RUDOLF WALDENBERGER 
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Gemäß § 24 Abs. 4 OÖ. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. haben der oder die Vizebürgermeister(innen) 
vor dem Antritt ihres Amtes in die Hand des Bezirkshauptmannes oder seines Beauftragten mit den 
Worten „Ich gelobe“ das Gelöbnis gemäß § 20 Abs. 4 OÖ. GemO abzulegen. 
 

Nachdem von Seiten der Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen bei der Gemeinderatssitzung keine 
Teilnahme möglich ist, wurde einvernehmlich vereinbart, dass die Angelobung des Vizebürgermeisters 
der Gemeinde Geboltskirchen am Dienstag, 19. Dezember 2017 um 15:30 Uhr auf der 
Bezirkshauptmannschaft Grieskirchen durch Herrn Bezirkshauptmann Mag. Christoph Schweitzer, 
MBA durchgeführt wird. 
 
 

 Beratungsverlauf   

  

Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
Nach der Fraktionswahl des Vizebürgermeisters richtet Vbgm. Rudolf Waldenberger folgende Worte an 
alle Anwesenden: 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, Amtsleiter, Kollegen im Gemeinderat, besonders möchte ich aber 
meine Frau Karin begrüßen. Ich freue mich über die Gäste und Zuschauer. Es wäre schön, wenn ihr 
uns öfters bei den Gemeinderatssitzungen besuchen würdet.  
Zuerst möchte ich meiner Vorgängerin Roswitha Spießberger für ihre neue private Situation alles Gute 
wünschen und mich für ihr Engagement bedanken. Mit ihrer örtlichen Veränderung ist ja jede politische 
Funktion innerhalb der Gemeinde nicht mehr möglich und automatisch beendet. Daher haben wir 
gemeinsam verantwortungsvoll reagiert und diesen Wechsel für heute, 14.12.2017 angesetzt.  
Nach reiflichen Überlegungen und mit der nötigen Unterstützung nehme ich dieses Amt respektvoll, 
aber motiviert an. Ich würde mich freuen, wenn wir in den kommenden Jahren gemeinsam etwas 
weiterbringen für Geboltskirchen. Deshalb möchte ich nicht in die Vergangenheit schauen, denn wer 
nur in den Rückspiegel schaut, kommt nie voran! 
Folgende Wünsche und Ziele habe ich: 
1. Ich wünsche mir mehr Informationen vom Bürgermeister. Die Informationen betreffen aber nicht 

nur mich persönlich, sondern alle Gemeindevorstände und Gemeinderäte. Wir haben alle 
gemeinsam das Amt des Gemeinderates übernommen, um gemeinsam etwas zu bewegen, 
verändern, verbessern,.usw. Nur 5x im Jahr an den GR Sitzungen und Abstimmungen 
teilzunehmen ist den meisten von uns zu wenig. Wenn man nur angerufen wird, wenn 
Gratulationen anstehen ist zwar nett, aber entspricht nicht meinen Vorstellungen. Daher werde ich 
mehr Information verlangen und einfordern. 

2. Mitentscheiden bei den finanziellen Entwicklungen in unserer Gemeinde. Sowohl bei BZ 
Gesprächen als auch bei der Erstellung des Voranschlages. 

3. Geboltskirchen – eine Gemeinde mit vielen Vereinen. Ich wünsch mir aber, dass Arbeit und Familie 
besser vereinbart werden können. Ich wünsche mir auch mehr Betriebe und bessere 
Unterstützung für Betriebe. Eine reine Wohngemeinde ist langfristig eine Abwanderungsgemeinde, 
da die langen Wegstrecken werden vermutlich in Zukunft nicht mehr in Kauf genommen werden 
und werden aus Umweltgründen schwieriger.  

4. Daher Geboltskirchen mit Ein- und Mehrfamilienhäuser, Bausubstanz soll erneuert werden, es 
sollten viele Landwirte und Betriebe in Geboltskirchen sein. Eine Gemeinde mit einer 
Einkaufsmöglichkeit und kreativen Veranstaltungen und Kultur. Aber auch eine Gemeinde, die 
Traditionen pflegt. Wo das gute miteinander gelebt wird und die Geboltskirchnerinnen und 
Geboltskirchner sich mit ihrer Gemeinde identifizieren. 

Diese Punkte will ich unterstützen und fördern. Dazu sind auch Veränderungen notwendig.  
Entscheidungen sollen sorgsam in der Verwaltung vorbereitet werden. Ich wünsche mir aber vorher 
eine politische Diskussion und nicht dass vieles schon entschieden ist. Daher sollten die Sachen vorher 
und rechtzeitig zur Diskussion vorgelegt werden.  
Es wird mittelfristig für uns alle – parteiübergreifend – von Vorteil sein, wenn wir unsere Gemeinde 
GEMEINSAM weiterentwickeln. Herzlichen Dank und gute Zusammenarbeit! 
 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt gegenüber Vbgm. Rudolf Waldenberger: er hoffe ebenfalls auf gute 
Zusammenarbeit und möchte ihm auch die Bereitschaft zur Zusammenarbeit zusichern. Eines soll aber 
zu einem guten Informationsfluss schon festgehalten werden, dass dies nicht nur eine alleinige 
Bringschuld des Bürgermeisters ist, sondern auch Holschuld ist, um gut zu funktionieren.  
Und in manchen Verfahren erlaubt es halt das Amtsgeheimnis nicht Auskünfte zu erteilen – dies sollte 
berücksichtigt werden. 
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 Abstimmung   

  
Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag an die ÖVP-Fraktion Herrn RUDOLF WALDENBERGER 
– laut dem vorgelegten gültigen Wahlvorschlag der ÖVP-Fraktion – zum Vizebürgermeister der 
Gemeinde Geboltskirchen zu wählen. 
 

 

Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 

  

3  Nachwahl der Obmänner und Obmann Stellvertreter sowie der übrigen 
Mitglieder und Ersatzmitglieder in den einzelnen Ausschüssen - Fraktionswahl 

   

 Aufgrund des Mandatsverzichtes von Vizebürgermeisterin Roswitha Spießberger ist die Nachwahl von 
Obmann und Obmann-Stellvertreter und Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder in die jeweiligen Pflicht- und 
Ermessensausschüsse vorzunehmen. 
 
Von der ÖVP-Fraktion wurden folgende gültige Wahlvorschläge für die Entsendung in die Ausschüsse 
eingebracht: 
 
Pflichtausschüsse: 
Prüfungsausschuss Mitglieder: 

Doris Oberndorfer 
Peter Seiringer (NEU) 
 
Ersatzmitglieder: 
Julia Höftberger 
Johanna Ecklmayr (NEU) 

 
ÖVP 
ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 

 
Ausschuss für Familie/Bildung/Soziales 
 

Obmann-Stv. Monika Zöbl 
Mitglieder: 
Karin Angleitner 
Josef Pichler (NEU) 
Ersatzmitglieder: 
Doris Oberndorfer (NEU) 
Rudolf Waldenberger 
David Wimmer 

ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 
ÖVP 

 
Ermessensausschuss 
Wohnungsvergabeausschuss Obmann  

Vbgm. Rudolf Waldenberger (NEU) 
Obmann-Stv. Andreas Humer (NEU) 

ÖVP 
 
ÖVP 

 Mitglieder: 
Ludwig Rabengruber (NEU) 
Ersatzmitglieder: 
DI Günter Humer 
Rudolf Haginger 
Peter Seiringer (NEU) 

 
ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 
ÖVP 

 
Personalbeirat Vorsitzender: 

Vbgm. Rudolf Waldenberger (NEU) 
Ersatz-Vorsitzender: 
Andreas Humer (NEU) 
Mitglied: 
Ludwig Rabengruber (NEU) 

 
ÖVP 
 
ÖVP 
 
ÖVP 
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 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
 

  
Abstimmung   

  
Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag an die ÖVP-Fraktion– laut den vorgelegten gültigen 
Wahlvorschlägen der ÖVP-Fraktion – nachstehende Ausschussobmänner bzw. Obmann-Stellvertreter 
und Ausschussmitglieder bzw. Ersatzmitglieder in die nachstehend angeführten Ausschüsse zu 
wählen: 
(nur die grau hinterlegten Personen) 
 
 
Pflichtausschüsse: 
Prüfungsausschuss Mitglieder: 

Doris Oberndorfer 
Peter Seiringer (NEU) 
 
Ersatzmitglieder: 
Julia Höftberger 
Johanna Ecklmayr (NEU) 

 
ÖVP 
ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 

 
Ausschuss für Familie/Bildung/Soziales 
 

Obmann-Stv. Monika Zöbl 
Mitglieder: 
Karin Angleitner 
Josef Pichler (NEU) 
Ersatzmitglieder: 
Doris Oberndorfer (NEU) 
Rudolf Waldenberger 
David Wimmer 

ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 
ÖVP 

 
Ermessensausschuss 
Wohnungsvergabeausschuss Obmann  

Vbgm. Rudolf Waldenberger (NEU) 
Obmann-Stv. Andreas Humer (NEU) 

ÖVP 
 
ÖVP 

 Mitglieder: 
Ludwig Rabengruber (NEU) 
Ersatzmitglieder: 
DI Günter Humer 
Rudolf Haginger 
Peter Seiringer (NEU) 

 
ÖVP 
 
ÖVP 
ÖVP 
ÖVP 

 
Personalbeirat Vorsitzender: 

Vbgm. Rudolf Waldenberger (NEU) 
Ersatz-Vorsitzender: 
Andreas Humer (NEU) 
Mitglied: 
Ludwig Rabengruber (NEU) 

 
ÖVP 
 
ÖVP 
 
ÖVP 

 

 

Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 



Sitzungsprotokoll für die Sitzung: Gemeinderat am 14.12.2017 

 

8

  

4  Nachwahl der Vertreter bzw. Stellvertreter in Organe außerhalb der Gemeinde 
- Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes Grieskirchen 
- Verbandsversammlung des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen 
- Verbandsversammlung des Wegeerhaltungsverbandes Hausruckviertel 
- LEADER Region Mostlandl Hausruck 

   

 In den Organen außerhalb der Gemeinde war bisher die Gemeinde Geboltskirchen durch 
Vizebürgermeisterin Roswitha Spießberger vertreten. Durch ihren Rücktritt hat der Gemeinderat wieder 
Vertreter bzw. Vertreter-Stellvertreter in folgende Organe zu entsenden: 

- Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes Grieskirchen 
- Verbandsversammlung des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen 
- Verbandsversammlung des Wegeerhaltungsverbandes Hausruckviertel 
- LEADER Region Mostlandl Hausruck 

 
Von der ÖVP-Fraktion wurden folgende gültige Wahlvorschläge für die Entsendung in Organe 
außerhalb der Gemeinde eingebracht: 
 
Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes Grieskirchen 
Vertreter: Rudolf Waldenberger 
 
Verbandsversammlung des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen 
Vertreter-Stellvertreter: Rudolf Waldenberger 
 
Verbandsversammlung des Wegeerhaltungsverbandes Hausruckviertel 
Vertreter-Stellvertreter: Rudolf Waldenberger 
 
LEADER Region Mostlandl Hausruck 
Vertreter-Stellvertreter: Rudolf Waldenberger 
 
 
 

 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger stellt den Antrag an die ÖVP-Fraktion – laut den vorgelegten gültigen 
Wahlvorschlägen der ÖVP-Fraktion  – nachstehende Vertreter bzw. Vertreter-Stellvertreter in Organe 
außerhalb der Gemeinde  zu wählen: 
 

Verbandsversammlung des Sozialhilfeverbandes Grieskirchen 
Vertreter: Rudolf Waldenberger 
 

Verbandsversammlung des Bezirksabfallverbandes Grieskirchen 
Vertreter-Stellvertreter: Rudolf Waldenberger 
 

Verbandsversammlung des Wegeerhaltungsverbandes Hausruckviertel 
Vertreter-Stellvertreter: Rudolf Waldenberger 
 

LEADER Region Mostlandl Hausruck 
Vertreter-Stellvertreter: Rudolf Waldenberger 
 
 
Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
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5  Bekanntgabe Änderung Fraktionsobmann der ÖVP-Fraktion 
   

 An den Gemeinderat wurde gemäß § 18 a Abs. 2 OÖ. GemO 1990 i.d.g.F. die schriftliche Bekanntgabe 
der Änderung des Fraktionsobmannes der ÖVP-Fraktion mit 01.01.2018 wie folgt eingereicht und wird 
hiermit dem Gemeinderat zur Verlesung gebracht: 
 
ÖVP-Fraktion: Obmann: Peter Seiringer 
 Obmann-Stv.: Andreas Humer (keine Änderung) 
 
 

 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
 

 Abstimmung   

 --- 

 

  

6  Neubau Einsatzgebäude der Freiwilligen Feuerwehr Geboltskirchen 
- Bericht Architekt DI Kobler (Endabrechnung,….) 
- Einholung einer Bevollmächtigung für die Beauftragung des 
Rechtsanwaltes Dr. Stephan Messner zur Einbringung einer zivilrechtlichen 
Klage gegenüber der Bayer Bau GmbH in 4680 Haag/H., Lambacherstraße 17 

   

 Architekt DI Josef Kobler wird im Zuge der Gemeinderatssitzung den aktuellen Stand über die 
Endabrechnung hinsichtlich dem Neubau vom Einsatzgebäude der Freiwilligen Feuerwehr 
Geboltskirchen präsentieren. Im Ergebnis werden auch die eingebrachten Eigenleistungen von Seiten 
der FF Geboltskirchen berücksichtigt bzw. bewertet sein, die im Vorfeld bereits mit dem Kommandaten 
abgestimmt wurden. 
 
Im Zuge der vertieften Prüfung (Aufmaßblätter, usw.) der Schlussrechnung für das Gewerk der 
Baumeisterarbeiten von der Bayer Bau GmbH, mussten von DI Kobler gravierende Fehler festgestellt 
und Rechnungskorrekturen vorgenommen werden, die letztendlich eine Überzahlung in Höhe von € 
30.918,56 bedeuten. 
 
Im Leistungsverzeichnis ist dazu folgender Vertragspunkt enthalten: 
001664B Z Zahlung / Vorbehalt 
Sofern nicht anders angegeben, behält sich der Auftraggeber für die Dauer von drei Jahren ab Eingang 
Schlussrechnung vor: 

a) Überprüfung Leistung 
b) Neufeststellung Schlussrechnungssumme 
c) Rückforderung Überzahlungen 

 
Die Stellungnahme bzw. Auflistung zu den Rechnungskorrekturen: 
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Mit Schreiben vom 18.09.2017 wurde über unseren Rechtsanwalt Dr. Stephan Messner der 
rechtsfreundlichen Vertretung der Bayer Bau GmbH – Rechtsanwälte Grassner, Lenz, Thewanger & 
Partner (OG) – die geprüfte Schlussrechnung mit sämtlichen Abrechnungsunterlagen übermittelt und 
aufgefordert diese Überzahlung zu refundieren. Gleichzeitig wurden auch die entstandenen 
zusätzlichen Kosten für die Mängelbehebung an der monolithischen Platte in der Fahrzeughalle beim 
Einsatzgebäude der Freiwilligen Feuerwehr Geboltskirchen eingefordert. 
 
 
Nachdem es von Seiten der Bayer Bau GmbH sowie deren Rechtsvertretung absolut keine 
Rückmeldung gab, wurde von Seiten der Gemeinde Geboltskirchen urgiert und unserem Rechtsanwalt 
Dr. Messner dabei am 13. November 2017 vom Anwalt der Bayer Bau GmbH mitgeteilt, dass sowohl 
die Bayer Bau GmbH als auch die Firma Lindorfer jegliche Ersatzleistungen ablehnen. Sie wollen das 
alles vor Gericht klären lassen, wenn wir klagen. 
 
 
Daraufhin wurde ein Gespräch mit Fraktionsvertretern aller im Gemeinderat vertretenen Fraktionen 
(ÖVP: Rudolf Waldenberger, SPÖ: Bgm. Friedrich Kirchsteiger, FPÖ: Franz Reifetshammer, ULG: 
Rupert Hattinger) sowie RA Dr. Stephan Messner, Architekt DI Josef Kobler, Bgm. Friedrich 
Kirchsteiger und AL Herbert Bischof abgehalten, bei dem die Sachlage erörtert und übereinstimmend 
die Vorgehensweise festgelegt wurde, dass bei der nächsten Sitzung des Gemeinderates Rechtsanwalt 
Dr. Stephan Messner beauftragt werden soll, eine zivilrechtliche Klage gegenüber der Baufirma Bayer 
Bau GmbH aus 4680 Haag/H., Lambacherstraße 17 in der Höhe der erfolgten Überzahlung beim 
Gewerk der Baumeisterarbeiten einzubringen. 
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 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
Architekt DI Kobler erläutert anhand seiner Aufstellungen die Abrechnung, die sich aus drei Bereichen 
zusammensetzt: Kostenberechnung / Finanzierung Gemeinde / Finanzierung Feuerwehr. Die 
Gesamtkosten die von Seiten der Gemeinde zu finanzieren war beläuft sich auf € 1.498.889,19. Der 
Anteil der Feuerwehr, der in Form von Barmitteln und Eigenleistung eingebracht wurde, beträgt  
€ 116.450,37. Die Zahlen sind mit der Buchhaltung der Gemeinde abgestimmt und sind 
deckungsgleich. Unter Berücksichtigung einiger noch kleinerer Anpassungen (Tischlerei Tuchecker, 
Installation Mayrhuber, Felbermayr Bau GmbH) und der ausständigen Korrektur der Schlussrechnung 
der Firma Bayer Bau GmbH wird der Finanzierungsplan eingehalten. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bedankt sich bei Architekt DI Kobler für die exakte Darstellung. Diesem 
Dank schließt sich GR Rudolf Waldenberger an. 
 
Der Gemeinderat nimmt die Endabrechnung von DI Josef Kobler zur Kenntnis. 
 
Nach Einleitung des Tagesordnungspunktes 7 durch Bgm. Friedrich Kirchsteiger meldet sich  
GR Rudolf Waldenberger zu Wort und ersucht betreffend dem Thema Bayer noch um eine kurze INFO, 
obwohl der Tagesordnungspunkt diesbezüglich abgesetzt wurde. Im speziellen geht es um die offene 
Rückforderung von € 30.900,--. Weiters sollen die Anwesenden die Möglichkeit zu einer Stellungnahme 
haben. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteige erörtert, dass es noch einer Abstimmung zwischen Rechtsanwalt  
Dr. Messner und DI Kobler bedarf und deshalb die Absetzung erfolgte. 
 
GR Rudolf Haginger stellt die Anfrage ob die Klage trotz der Absetzung noch aufrecht ist. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt, dass hier weiterhin noch alles offen bleibt. 
 
DI Josef Kobler erörtert die noch adaptierte INFO die von der ÖVP zur Fraktionssitzung eingefordert 
wurde. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bietet der Firma Bayer das Gespräch an, um die Klärung auf einer 
sachlichen Ebene ohne Gericht zu ermöglichen. 
 
Ing. Josef Bayer führt aus: die Sachen die nicht stimmen liegen auf der Hand, wie HRL, Prüffristen und 
die Abrechnungen von Teil- und Schlussrechnungen. Von der monolithischen Bodenplatte will er gar 
nicht sprechen da wurde viel Zeit und Geld umsonst investiert. Wenn es keine andere Möglichkeit gibt, 
dann muss halt geklagt werden. 
 
GR Walter Rebhan entgegnet Herrn Ing. Bayer: es gibt derzeit keine Aufwandsrechnung für die 
Begleitung der Sanierung der Bodenplatte. Es wurden von DI Kobler und von ihm lediglich einmal eine 
Aufwand- und Kostenzusammenstellung vorgelegt, um den verursachten Aufwand klar zu 
dokumentieren. Weiters gibt der Mandatar eine ausführliche Stellungnahme zur Sanierung der 
Bodenplatte ab, die aufgrund des nicht fachgerechten Einbaues erforderlich wurde. 
 
DI Josef Kobler erklärt: er war und ist jederzeit zu Gesprächen mit der Baufirma Bayer bereit, um die  
vorgenommenen Korrekturen der Schlussrechnung zu erörtern. 
 
GR Rudolf Waldenberger ist der Meinung, dass die offenen Positionen sind von den zuständigen 
Fachleuten (DI Kobler, Baufirma Bayer) zu klären. Der Gemeinderat kann das nicht und es sollte die 
Chance zur Gesprächen genutzt werden. 
Ing. Josef Bayer kann sich momentan dazu nicht festlegen. Es sagt aber zu, sich diesbezüglich bei der 
Gemeinde zu melden. Es muss kein Prozess sein, man kann auch außergerichtlich eine Lösung finden.  
Falls es zu einem Treffen kommt, wird dies aber wahrscheinlich mit der Rechtsvertretung von der 
Baufirma Bayer passieren. 
 
GR DI Günter Humer merkt an: es ist ganz normal, dass es bei einer externen Baubegleitung zu 
unterschiedlichen Auffassungen kommen kann. Die Klärung ist aber dann auf sachlicher Ebene 
abzuwickeln. 
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Der Gemeindemandatar richtet noch eine Anfrage hinsichtlich dem Kurz-LV an Architekt DI Kobler. Die 
Beantwortung erfolgt durch DI Kobler. Das Bauvorhaben wurde ja an den Gemeindevorstand 
abgetreten, jedoch sollte dann das Gutachten diesem Gremium zur Verfügung stehen. Bgm. Friedrich 
Kirchsteiger erklärt dazu, dass es von DI Weilhartner bei einem gemeinsamen Besprechungstermin im 
Einsatzgebäude der FF den anwesenden Gemeindevorstandsmitgliedern präsentiert wurde. 
 
Zusammenfassend wird festgehalten, dass sich die Baufirma Bayer Bau GmbH bei der Gemeinde 
Geboltskirchen wegen der weiteren Vorgehensweise meldet.  
 
 

 Abstimmung   

 --- 

  

7  Antrag auf Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Änderung Nr. 24 
„Berger Josef und Katharina, 4682 Geboltskirchen, Thalham 6“ 
- Änderung flächenmäßige Abgrenzung / Sternsignatur Nr. 44 

   

 Die Ehegatten Josef und Katharina Berger, 4682 Geboltskirchen, Thalham 6 treten mit dem Ansuchen 
um Änderung des Flächenwidmungsplanes an die Gemeinde Geboltskirchen heran. Es soll die 
flächenmäßige Abgrenzung der Widmung „Dorfgebiet“ unter der Sternsignatur 44 auf einer Teilfläche 
des Grundstückes-Nr. 353/2 / KG Geboltskirchen geringfügig adaptiert werden. Die Widmungswerber 
begründen dies wie folgt:  
 
“Wir möchten als Grundstücksbesitzer hiermit einen Umwidmungsantrag zum Grundstück-Nr. 353/2 /  
KG Geboltskirchen (44108) einbringen und dürfen dazu folgenden Sachverhalt darstellen: 
 
Es ist geplant unserer Tochter Sabine Berger und ihrem Partner Markus Diesenberger das Grundstück-
Nr. 353/2 / KG Geboltskirchen mit der Liegenschaftsadresse 4682 Geboltskirchen, Thalham 4 zu 
übertragen, um dort dann im Jahr 2018 ein neues Einfamilienwohnhaus zu errichten. Das 
gegenständliche Grundstück ist im Flächenwidmungsplan der Gemeinde Geboltskirchen mit der 
Sternsignatur Nr. 44 ausgewiesen.  
Aufgrund des Planungsentwurfes vom Neubau des Einfamilienhauses ergibt sich nun die Notwendigkeit 
einer geringfügigen Anpassung der Ausweisung der Sternsignatur. Die Gesamtfläche der Sternsignatur 
würde dann ca. 1.200 m² betragen. Um eine vorteilhafte Süd/West-Ausrichtung des Gebäudes inklusive 
einer entsprechenden Gartennutzung zu ermöglichen, wäre eben die beantragte kleinräumige 
Adaptierung erwünscht.“ 
 
 
Zur gegenständlichen geringfügigen Änderung der flächenmäßigen Abgrenzung der Sternsignatur Nr. 
44 ist anzumerken, dass mit den Raumordnungs- und Naturschutzbeauftragten bereits grundsätzlich 
die Möglichkeit zur Anpassung besprochen und eine Zustimmung in Aussicht gestellt wurde. 
 
 
Dem Gemeinderat wird der Umwidmungsantrag vorgelegt, um den Grundsatzbeschluss zur Einleitung 
der Änderung des Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Änderung Nr. 24 mit Grundlagenforschung und 
Interessensabwägung zu fassen.  
 
In der Folge sind vom Ortsplaner die entsprechenden Planentwürfe und Stellungnahmen über die 
Änderung des Flächenwidmungs-Teiles anzufertigen bzw. hat der Bürgermeister durch vierwöchigen 
Anschlag an der Amtstafel über die Absicht der Änderung zu informieren und die betreffenden 
Dienststellen gemäß § 33 Abs. 2 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 die Gelegenheit zur Abgabe einer 
Stellungnahme innerhalb von 8 Wochen einzuräumen. Eine Änderung des ÖEK-Teiles ist nicht 
erforderlich. 
 
Vor Beschlussfassung des Flächenwidmungsplanes durch den Gemeinderat ist der Plan vier Wochen 
zur öffentlichen Einsichtnahme beim Gemeindeamt aufzulegen. Die Eigentümer jener Grundstücke, an 
deren Flächenwidmung oder Bebaubarkeit sich Änderungen ergeben, sind von der Planauflage zu 
verständigen. 
 
Kostenträger aller Leistungen des Ortsplaners zur Änderung des FW-Teiles 4.24 sind die Antragsteller. 
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 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag bzw. das Ersuchen der 
Ehegatten Josef und Katharina Berger zur Kenntnis. 
 

 

Nach dem Beratungsende des gegenständlichen Tagesordnungspunktes verlässt Architekt DI Josef 
Kobler die Gemeinderatssitzung und bedankt sich für die gute Zusammenarbeit im abgelaufenen 
Kalenderjahr und spricht gute Wünsche für Feiertage und das kommendes Jahr aus. 
 
 

 Abstimmung   

  
Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt den Grundsatzbeschluss zur Einleitung der Änderung des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4 – Änderung Nr. 24 „Berger Josef und Katharina, 4682 Geboltskirchen, 
Thalham 6 – Änderung flächenmäßige Abgrenzung der Sternsignatur Nr. 44“ der Gemeinde 
Geboltskirchen mit Grundlagenforschung und Interessensabwägung zu genehmigen. 
 
Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
 
 

  

8  Fördervertrag mit der Kommunalkredit Public Consulting GmbH (KPC) für die 
Abwasserbeseitigungsanlage BA 10 Schlossweg-Hofergründe 
- Beschlussfassung 

   

 Vom Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wurde der 
Gemeinde Geboltskirchen über deren Abwicklungsstelle für das Siedlungswasserwirtschafts-
Förderprogramm – die KPC Kommunalkredit Public Consulting GmbH – der Förderungsvertrag mit der 
Antragsnummer B700565 für die Förderung der Maßnahme Abwasserbeseitigungsanlage BA 10 
Schlossweg Hofergründe zur Annahme bzw. Beschlussfassung übermittelt. 
 
Die Eckdaten der Förderung stellen sich wie folgt dar: 
 
vorläufiger Fördersatz: 35,00 % 
vorläufige förderbare Investitionskosten: € 165.000,00 
vorläufiges Förderungsnominale: € 57.750,00 
 
Die Förderung wird in Form von Bauphasen- und Finanzierungszuschüssen ausbezahlt und gemäß § 
9 Abs. 1 der Förderungsrichtlinien für die Kommunale Siedlungswasserwirtschaft 2016 mit einem 
Zinssatz von 0,54 % verzinst. Ein entsprechender Zuschussplan wurde mit dem Fördervertrag zur 
Verfügung gestellt. 
 
 
Anzumerken ist, dass der von der KPC vorgelegte Fördervertrag exakt den kalkulierten Werten im Zuge 
der Planung dieses Bauprojektes entspricht. 
 
 

 Beratungsverlauf   
 

 Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
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Abstimmung   
 

 Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Förderantrag der KPC Kommunalkredit Public 
Consulting GmbH mit der Antragsnummer B700565 für die Förderung der Maßnahme 
Abwasserbeseitigungsanlage BA 10 Schlossweg Hofergründe die Zustimmung zu erteilen. 
 
 
Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 

 

  

9  Prüfungsbericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 07. Dezember 2017 
   

 Prüfungsbericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 07. Dezember 2017 
 
Prüfungsausschussobmann-Stv. Franz Reifetshammer wird über die Prüfungsausschusssitzung vom                        
07. Dezember 2017 berichten, der folgende Tagesordnung zu Grunde lag: 

1. Gemeindefinanzierung NEU (gemeinsam mit Gemeindevorstandsmitglieder) 
2. Voranschlag 2018 (gemeinsam mit Gemeindevorstandsmitglieder) 
3. Prüfung der Gebarung 
4. Prüfung der Belege vom 11.10.2017 bis Beleg 2520/2017 
5. Prüfbericht an den Gemeinderat 
6. Allfälliges 
 
 

 Beratungsverlauf   

  
Prüfungsausschussobmann-Stv. Franz Reifetshammer bringt dem Gemeinderat den Prüfbericht des 
Prüfungsausschusses vom 07.12.2017 zur Kenntnis. 
 
Es erfolgen keine Wortmeldungen. 
 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragten dem vorgelegten Prüfbericht die Zustimmung zu erteilen. 
 

 

Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 

  

10  Voranschlag für das Finanzjahr 2018 
   

 Für die Erstellung des Voranschlages für das Haushaltjahr 2018 waren erstmals die Bestimmungen zur 
Gemeindefinanzierung NEU heranzuziehen. Nachstehend einige grundlegende Eckdaten dazu: 
 
Zielsetzung der Gemeindefinanzierung NEU  
Objektives und transparentes Fördersystem, Stärkung der Gemeindeautonomie durch Vorwegverteilung von BZ-
Mitteln, Projektförderung abgestimmt auf die Finanzkraft der Gemeinden, Gemeindeverantwortung hinsichtlich 
Finanzierung der Eigenmittelanteile, sinnvolle (mittelfristige) Finanzplanung 
 
Gemeindefinanzierung NEU – Modellübersicht (Gesamtförderung mit LZ und BZ) 
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Strukturfonds  
Start mit 01.01.2018, Gesamtvolumen 66 Mio. Euro BZ (vorläufig), Zweck: Stärkung Gemeindeautonomie durch 
Vorwegverteilung von BZ-Mitteln, Auszahlung quartalsweise 1.2, 1.5., 1.8., 1.10., Strukturfonds ersetzt bisherige 
Strukturhilfe 
Verteilungskriterien:  
Sockelförderung in der Höhe von € 30.000,-- für jede Gemeinde unabhängig von deren Finanzkraft (13,17 Mio. 
Euro) 
Verteilung nach Aufgabenorientierung: 13 Mio. Euro nach Einwohnerzahl für allgemeine Verwaltungsleistungen, 
30 Mio. Euro nach Anzahl der 0 bis 14-Jährigen für Kinderbetreuung und Pflichtschulaufgaben, 10 Mio. Euro nach 
Kilometer Gemeindestraßen inkl. Winterdienst, 7 Mio. Euro nach Kilometer Güterwege inkl. Winterdienst, 2 Mio. 
Euro nach Tourismusaufgaben bei Gemeinden mit mehr als 10.000 Nächtigungen pro Jahr 
Verteilung nach Finanzkraftorientierung: Zu- und Abschläge nach Finanzkraft, Multiplikator zwischen 1,25 und 0,20 
– ausgenommen Sockelbeitrag, Deckelung max. 400.000 Euro pro Jahr, Auszahlung quartalsweise 

Finanzkraft Multiplikator 
kleiner als 900 Euro je EW 1,25 
zwischen 900 – 1100 Euro je EW 1,00 
zwischen 1100 – 1200 Euro je EW 0,75 
zwischen 1200 – 1300 Euro je EW 0,50 
zwischen 1300 – 1500 Euro je EW 0,33 
größer 1500 Euro je EW 0,20 

 
Projektfonds (Gesamtvolumen 70 Mio. Euro – vorläufig)  
Voraussetzungen für Projektgenehmigung: positive Bedarfsprüfung durch zuständige Fachabteilung, Feststellung 
der anerkennbaren Projektkosten (Kostendämpfungsverfahren bzw. Normkosten), Festlegung des 
Realisierungszeitpunktes bzw. – zeitraumes, gesicherte Gesamtfinanzierung, insbesondere des Eigenanteils der 
antragstellenden Gemeinde  
 
Mittel aus dem Projektfonds werden gewährt, wenn die förderbaren Gesamtkosten eines Projektes die folgenden 
Geringfügigkeitsgrenzen* überschreiten: 

Finanzkraft gemäß Bezirksumlagengesetz Geringfügigkeitsgrenze (Betrag) 
bis zu 1 Mio. Euro Euro   20.000,-- 
bis zu 2 Mio. Euro Euro   30.000,-- 
bis zu 3 Mio. Euro Euro   50.000,-- 
bis zu 5 Mio. Euro Euro   75.000,-- 
bis zu 7 Mio. Euro Euro 100.000,-- 
bis zu 10 Mio Euro Euro 150.000,-- 
über 10 Mio. Euro Euro 200.000,-- 

*ausgenommen Beschaffungsprogramm für Feuerwehrfahrzeuge 
 
Förderbare Projekte: Feuerwehrfahrzeuge, Pflichtschulbau- und GTS-Maßnahmen, Kindergärten und 
Krabbelstuben, Horte, Musikschulen, Feuerwehrzeugstätten, Amtsgebäude in Gemeinden über 1.500 Einwohner 
(Hauptwohnsitze), Bauhöfe in Gemeinden über 1.500 Einwohner (Hauptwohnsitze), Friedhöfe und 
Aufbahrungshallen, Kommunalfahrzeuge, Musikprobenlokale, Sportstättenbau, Bäderbauten,  
 
Förderquoten: Für alle förderbaren Projektarten gilt eine Basisförderung von 55 Prozent. Die tatsächliche 
Förderquote der jeweiligen Gemeinde errechnet sich aus dem Verhältnis ihrer Finanzkraft pro Einwohner zur 
durchschnittlichen Landesfinanzquote. Die Untergrenze der Gesamtförderquote (BZ und LZ) je Projekt wird mit 20 
Prozent festgelegt und die Obergrenze mit maximal 80 Prozent.  
 
Die Förderquote der Gemeinde Geboltskirchen aus dem Projektfonds wurde der Gemeinde Geboltskirchen 
mit einem Satz von 71 % für das Finanzjahr 2018 bekannt gegeben. 
 
Straßen- und Wegebau, Straßenbeleuchtung: Für Straßen- und Wegebauten sowie für die Errichtung oder 
Erneuerung von Straßenbeleuchtungen werden grundsätzlich keine Bedarfszuweisungsmittel aus dem 
Projektfonds gewährt. Derartige Ausgaben sind von den Gemeinden aus allfällig gewährten Landeszuschüssen 
und Eigenmitteln (incl. Mittel aus dem Strukturfonds) zu bedecken. 
Eine Ausnahme davon stellen jene Gemeinden dar, denen Mittel aus dem Härteausgleichsfonds gewährt werden 
oder Gemeinden, deren Finanzkraft pro Einwohner 90 Prozent der durchschnittlichen Landesfinanzkraftquote nicht 
erreicht. Diese erhalten für die Bereiche Straßen- und Wegebau sowie Straßenbeleuchtung einen jährlichen 
Gesamtbetrag in der Höhe von € 25.000,--.  
Die Gemeinde Geboltskirchen erreicht diese Finanzkraftquote pro Einwohner nicht, deshalb wird ein 
jährlicher Beitrag für den Straßen- und Wegebau in der Höhe von € 25.000,-- für finanzschwache 
Gemeinden angewiesen. 
 

Regionalisierungsfonds (Gesamtvolumen 15 Mio. Euro – vorläufig)  
Höhere Förderquote für gemeindeübergreifende Kooperartionsprojekte sowie für die Zusammenführung von 
Infrastruktur innerhalb einer Gemeinde, Zuschlag zur Förderquote von 15 %, maximale Förderquote aus dem 
Projekt- und dem Regionalisierungsfonds darf 90 % nicht überschreiten. Die jeweils zuständige Fachabteilung 
entscheidet, in wie weit ein beantragtes Kooperartionsprojekt den Kriterien des Regionalisierungsfonds entspricht. 
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Härteausgleichsfonds (Gesamtvolumen 10 Mio. Euro – vorläufig) 
Prämisse: Verpflichtung Ausgleich des ordentlichen Voranschlages, Budgetsteuerung statt nachträglicher 
Abgangsdeckung 
Die Kriterien des Härteausgleichsfonds sollen kein Aufsichtsinstrument darstellen, sondern vielmehr ist es das Ziel, 
die Haushaltssituation in den Gemeinden, die Mittel aus dem Härteausgleichsfonds beanspruchen, mit 
Unterstützung und Beratung durch die IKD sowie die zuständigen Prüfer der Bezirkshauptmannschaften in den 
einzelnen Bereichen an die Benchmarkwerte von entsprechenden Abgangsgemeinden heranzuführen. Für 
Gemeinden, die Mittel aus dem Härteausgleichsfonds beanspruchen, werden im Zuge der Voranschlagsprüfungen 
je Teilbereich individuelle Zeitpläne für die Jahre 2018 bis 2020 zur schrittweisen Erreichung der Wertgrenzen 
vereinbart. Ab dem Voranschlag 2021 müssen die definierten Wertgrenzen je Bereich erreicht werden.  
Gemeinden, die voraussichtlich Mittel aus dem Härteausgleichsfonds im Finanzjahr 2018 benötigen, wurden zu 
Informationsveranstaltungen geladen. Die Gemeinde Geboltskirchen war zu diesen Gesprächen nicht 
geladen, da die Vorausberechnung von Seiten der IKD keinen Abgang ergab. Für Maßnahmen zur 
Budgetsteuerung wurde von Seiten der Aufsichtsbehörde ein eigener Katalog erstellt, der 27 Bereiche umfasst und 
Zielwerte vorgibt. 
 
Gemäß OÖ Gemeindeordnung 1990 idgF § 76 wurde der Entwurf des Gemeindevoranschlages fristgerecht 
kundgemacht und eine Ausfertigung desselben jeder Fraktion übermittelt und über zwei Wochen im Gemeindeamt 
während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufgelegt. 
 
Der Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2018 wurde in der Sitzung des Prüfungsausschusses vom 07. 
Dezember 2017 durchgearbeitet und vom Gremium in der vorliegenden Form bestätigt.  
 
Der Entwurf des Voranschlages für das Finanzjahr 2018 stellt sich folgendermaßen dar: 
 
Positionenaufschlüsselung Betrag 
  
Summe der Einnahmen im OH €     2.651.600,-- 
Summe der Ausgaben im OH €     2.651.600,-- 
Überschuss/Abgang im OH für das Finanzjahr 2018 €      +/-        0,-- 
  
Summe der Einnahmen im AOH €        812.400,-- 
Summe der Ausgaben im AOH €        843.600,-- 
Abgang im AOH für das Finanzjahr 2018 €      -   31.200,-- 

 
Ordentlicher Haushalt 2018 

Voranschlagsstellen nach Gruppen: Einnahmen Ausgaben 
0 Vertretungskörper u. allgemeine Verwaltung 113.400 549.700 
1 Öffentliche Ordnung und Sicherheit 1.000 32.300 
2 Unterricht, Erziehung, Sport u. Wissenschaft 153.800 414.500 
3 Kunst, Kultur und Kultus 200 12.900 
4 Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung 35.100 370.800 
5 Gesundheit 1.100 322.800 
6 Straßen- und Wasserbau, Verkehr 115.800 222.400 
7 Wirtschaftsförderung 0 16.600 
8 Dienstleistungen 560.600 624.900 
9 Finanzwirtschaft 1.670.600 84.700 
SUMME ORDENTLICHER HAUSHALT 2.651.600 2.651.600 

 
Das Ergebnis der Voranschlages im ordentlichen Haushalt für das Finanzjahr 2018 wird sehr wesentlich von der 
Dotierung aus dem Strukturfonds in der Höhe von € 124.900,-- bestimmt. Hinsichtlich dieser Mittel muss jedoch 
angemerkt werden, dass der Gemeinde Geboltskirchen ursprünglich aus dem Strukturfonds ein Betrag von € 
156.000,-- bekannt gegeben wurde (Basis Rechnungsabschluss Finanzjahr 2015). Nach Rückfrage bei der IKD 
hinsichtlich dieser großen Abweichung, wurde die Auskunft erteilt, dass sich die Finanzkraft der Gemeinde 
verbessert hat und nun der Multiplikator von 1,25 auf 1,00 reduziert hat. Weitere Faktoren die sich auf die 
Reduzierung der freien Finanzmittel negativ ausgewirkt haben, sind: 

• SHV-Beitrag:   Mehrbelastung um €   26.400,-- 
• Krankenanstaltenbeiträge:  Mehrbelastung um €   11.900,-- 

 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Budgetierung eines ausgeglichenen Haushaltes für das 
Finanzjahr 2018 nur aufgrund sehr genauer Planung und Kalkulation sichergestellt werden kann. Ebenso ist in der 
Folge ein sehr hohes Maß an Budgetdisziplin notwendig, um auch beim Rechnungsabschluss ein positives 
Jahresergebnis zu erzielen. Jedenfalls sollte das prioritäre Ziel sein, nicht unter die Härteausgleichsbestimmungen 
zu fallen.  
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HEBESÄTZE FÜR 2018 gemäß Voranschlagserlass: 

 
Grundsteuer A      500 % der Bemessungsgrundlage 
Grundsteuer B      500 % der Bemessungsgrundlage 
 
Hundeabgabe  1. Hund    € 20,00 
   jeder weiterer Hund  € 20,00 
   Wachhund   € 20,00 
 

Kanal 
 

Kanalbenützungsgebühr (keine Veränderung) 
 
- Benützungsgebühr     €   3,18/m³ inkl. 10 % USt. 
- Benützungsgebühr nach EGW    € 131,56/EGW jährlich inkl. 10 % USt. 
 
gemäß Voranschlagserlass für 2018 sind Mindestgebühren von € 3,75 (exkl. USt.) / m³ + mind. € 0,20 / m³ bei 
Abgangsgemeinden zu verrechnen. Weiters wurde wie in den letzten Jahren ein Sicherheitsaufschlag von € 0,05 
kalkuliert, um die Mindestvorgaben der Aufsichtsbehörde jedenfalls einhalten zu können. Die geforderten 
Mindestgebühren errechnen sich aus Kanalbenützungs- und Grundgebühr. Um die geforderten Mindestgebühren 
zu erreichen, ist eine Steigerung der Kanalbenützungsgebühren gegenüber den in den Hebesätzen 2018 
ausgewiesenen Gebühren von insgesamt + 1,90 % notwendig. Auf Anregung des Umweltausschusses vom 
25.06.2014 wurden bei der Kalkulation für das Finanzjahr 2018 auch diesmal wieder die Grundgebühren angepasst 
und nicht wie in den vergangenen Jahren (bis 2014) bei den mengenabhängigen Kanalbenützungsgebühren. Dies 
entspricht einer Anhebung der Grundgebühren um 2,20 % gegenüber 2017. Die Anregung des 
Umweltausschusses wurde auch in der Sitzung des Gemeindevorstandes am 01.12.2016 beraten und diese wird 
auch übereinstimmend von diesem Gremium mitgetragen.  
Mit der Anpassung für das Finanzjahr 2018 konnte nun die ursprüngliche Ausgangslage der Gebührenkalkulation 
erreicht werden und somit können künftige Adaptierungen gleichermaßen bei den Grundgebühren und den 
mengenabhängigen Kanalbenützungsgebühren vorgenommen werden. 
 
Grundgebühr  
 
- unbebaute oder –bewohnte Grundstücke 
  pro vorhandener Einmündungsstelle     € 220,08 inkl. USt. (2017: € 215,34) 
 
- pro für Wohn-, Geschäfts- oder Betriebszwecke genutztem Grundstück bei einer Verrechnungsfläche  
 
  bis 200 m2     €  132,04 inkl. USt. (2017: € 129,20) 
  bis 400 m2    €  176,07 inkl. USt. (2017: € 172,27) 
  ab 400 m2    € 220,08 inkl. USt. (2017: € 215,34) 
 
Kanalanschlussgebühr:  Mindestgebühr   €        3.619,00 inkl. USt. 
je m“ Verrechnungsfläche      €            24,14 inkl. USt. 
 
gemäß Voranschlagserlass für 2018 von € 3.226,-- auf € 3.290,-- (exkl. USt.) zu erhöhen (+ 1,98 %); Anpassung 
der Verrechnungsfläche je m² von € 21,51 auf € 21,94 (exkl. USt. / Vorgabe Mittelwert gemäß Schreiben der 
Aufsichtsbehörde vom 06. Dezember 2011, IKD(Gem)-540000/67-2011-Ram/Vi, Quotient zwischen 130 und 170 
m²) 

 
Kanal Indirekteinleitung:  
 
Pauschalgebühr Indirekteinleiter für 1. Teilstrom    € 960,66 inkl. USt. 
Pauschalgebühr Indirekteinleiter für jeden weiteren Teilstrom  € 594,68 inkl. USt. 
 
 
Abfallgebühr (keine Veränderung): 
 
Abfuhrgebühr                    €   0,060/l inkl. USt. 
Grundgebühr pro Haushalt                   € 50,60/jährlich inkl. USt. 
 
Bioabfallgebühr (keine Veränderung) 
 
je zusätzlicher 120 l Bioabfalltonne                €   20,00/Jahr inkl. USt. 
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ERMESSENSAUSGABEN 2018: 

Folgende Ermessensausgaben, die sich aus Ausgaben mit und ohne Sachzwang zusammensetzen, sind im 
Voranschlagsentwurf für das Finanzjahr 2018 enthalten: 
 
Der Erlass „Gemeindeförderungen – Richtlinien“ (Gem-310001/1159-2005 vom 10. November 2005) bleibt nach 
wie vor gleichermaßen für alle Gemeinden gültig. Es entfällt lediglich die Ausgabengrenze von 15 – bzw. 18-Euro 
je Einwohner für freiwillige Ausgaben ohne Sachzwang. 
 
Gemeinden, die Mittel aus dem Härteausgleichsfonds beanspruchen, haben künftig die im Bereich „Freiwillige 
Ausgaben und Subventionen, Feste und Feiern, Ehrungen und Auszeichnungen“ definierte Ausgabenobergrenzen 
einzuhalten. 
 
 

Stichtag GR-
Wahl Einwohner (HW+NW) ohne Sachzwang 

VA 2018 

07.07.2015 1516  €  18,00   €                    27.288,00  

    mit ohne  

    Sachzwang Sachzwang 

1/0190-7230 Repräsentationsausgaben   3.900,00   

1/0220-7260 Fachverband Standesbeamte 100,00   

1/0600-7260 Beitrag Waldbesitzerverband   15,00 

1/0600-7260 Mitgliedsbeitrag Gemeindebund 2.300,00   

1/0600-7260 Mitgliedsbeitrag FLGÖ   25,00   

1/0600-7260 Sportcent       45,00 

1/0610-7570 Schwarzes Kreuz     58,40 

1/0610/7571 Förderung Seniorenbund     150,00 

1/0610-7571 Förderung Pensionistenverband   150,00 

1/0610-7571 Förderung Kameradschaftsbund   150,00 

1/0620-4030 Ehrungen und Auszeichnungen   1.500,00 

1/0620-4030 Jungbürgerfeier 2013, 2016 2017, 2019    

1/0630-7290 Städtekontakte und Partnerschaft 2.300,00   

1/0700-7290 Verfügungsmittel   7.800,00   

1/0940-7290 Förderung der Betriebsgemeinschaft 400,00   

1/1700-7540 KHD Beitrag    700,00   

1/1800-7570 OÖ Zivilschutzverband   300,00   

1/2390-7680 Beitrag zu schulischen Veranstaltungen   1.100,00 

1/2590-7570 Förderung Spielegruppe     150,00 

1/2620-7570 Förderung UNION     1.455,00 

1/2620-7570 Übernahme Wasser/Kanal für UNION   1.545,00 
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1/2620-7570 Förderung Naturfreunde     585,00 

1/2730-7260 Beitrag Büchereiverband   100,00   

1/2790-7570 Betriebskosten für Krippenbauschule 900,00   

1/2820-7680 Fahrtkostenzuschuss für Studenten 1.500,00   

1/3220-7570 Förderung Musikverein     2.765,00 

1/3220-7570 Beitrag Bez.Blasmusikverband (Beschluss Bgm.Konf.)   75,00 

1/3220-7570 Förderung Liedertafel     150,00 

1/3220-7570 Förderung Jagdhornbläser     150,00 

1/3220-7570 Förderung HausRock Musikanten   100,00 

1/3220-7571 Betriebskosten für Musikverein   1.500,00 

1/3240-7571 Förderung Volkstanzgruppe   150,00 

1/3240-7571 Förderung Theatergruppe     150,00 

1/3240-7571 Förderung Happy Liners     100,00 

1/3240-7572 Förderung Kulturgut Hausruck   500,00 

1/3600-7571 Beitrag Schloss Tollet KULTURAMA (Beschluss Bgm. Konf.)   200,00 

1/3620-7570 Förderung Bergknappen     365,00 

1/3810-7290 Ausgaben für kulturelle Angelegenheiten (Kulturausschuss)   1.000,00 

1/4190-7290 Gemeindealtentag     1.500,00   

1/4390-7680 Säuglingspakete, Windelgutscheine   1.400,00 

1/4690-7680 Sozialfonds Geboltskirchen     1.000,00 

1/5220-7260 Klimabündnisbeitrag   500,00   

1/5290-7290 Ausgaben für Umweltangelegenheiten (Umweltausschuss)   1.000,00 

1/7420-7570 Förderung Imkerverein     150,00 

1/7420-7680 Beitrag an die Ortsbauernschaft   2.000,00 

1/7490-6700 Waldbrandversicherung     300,00 

1/7710-
72995 Arbeitsleistung des UA 0100 für Tourismus   2.000,00 

1/7710-7540 Mitgliedsbeitrag Vitalwelt   4.300,00   

1/7710-7740 Beitrag für Langlaufloipe     300,00 

1/7820-7260 Mitgliedsbtrg. Leader+ I.S.E (bis € 1,60 je EW) 2.300,00   

1/7820-7260 Mitgliedsbtrg. Leader+ I.S.E (über € 1,60 je EW)   400,00 

1/7890-7750 Wirtschaftsförderung   3.000,00   

1/7890-7750 Lehrlingsförderung     1.000,00 
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    31.625,00 23.658,40 

   € 15,61 

 

 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag der den OH, AOH und die 
Hebesätze beinhaltet zur Kenntnis. Weiters berichtet er über die aktuelle Entwicklung der SHV-Umlage. 
 
GR Rudolf Waldenberger ist froh, dass zumindest ein ausgeglichenes Budget zur Beschlussfassung 
an den Gemeinderat vorgelegt werden konnte. 
 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt, dass im Entwurf die SHV-Umlage mit 25% enthalten ist. 
 
GR Peter Seiringer fragt, wie sich die drei verschiedenen Umlage-Prozentwerte betraglich auswirken. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erläutert: 
24,05% = € 316.400 25,00% = 328.900 27,77% = € 365.300 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger berichtet, dass in einer Eferdinger Gemeinde, die kein ausgeglichenes 
Budget erreichen konnte die freiwilligen Ausgaben ohne Sachzwang von € 18,- auf € 9,- reduziert 
werden mussten. Hier greifen die Kriterien des Härteausgleiches voll durch. 
 
GR Gerhard Gebetsroither meint, dass die dargestellte „0“ an eine Lotterie erinnert, da das den 
Gemeinden zur Verfügung gestellte Zahlenmaterial auch sehr viele Unbekannt beinhaltet. 
 
GR Ludwig Rabengruber findet, dass eine Detailinformation zum Thema „Gemeindefinanzierung NEU“ 
im Gemeinderat sinnvoll wäre. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt dazu, dass im Amtsvortrag ein Überblick dargestellt ist. 
Es ist zu erwarten , dass es zu Nachjustierungen betreffend „Gemeindefinanzierung NEU“ seitens des 
Landes kommen wird. GR Rudolf Waldenberger bestätigt dies auf Grund von Aussagen LR 
Hiegelsberger. 
 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt, dass nach Vorliegen neuer Erkenntnisse, spätestens bei 
der Behandlung des NVA Detailinfos an den Gemeinderat erfolgen werden. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erörtert weiter, dass die dargestellt „0“ reicht um nicht in den 
Härteausgleich zu fallen, aber grundsätzlich ein Problem darstellt, da ja keine Mittel für den 29%-igen 
Gemeindeanteil für AOH Projekte angespart werden können. 
Die im MFP in den kommenden Jahren dargestellten Überschüsse resultieren vor allem auf einer 
Prognose von +3,5% bei den Ertragsanteilen. Hält diese nicht, so ist auch in den Folgejahren kein 
Überschuss zu erwarten. 
 
GR Peter Seiringer stellt die Frage, wie unter den aktuellen Voraussetzungen die sich ja abzeichnende 
notwendige Anschaffung eines neuen Gemeindetraktor möglich ist. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt, dass 71% der Anschaffungskosten aus dem Projektfonds 
(BZ-Mittel), die restlichen 29% von der Gemeinde (aus dem OH) finanziert werden müssten, wobei der 
Verkaufserlös des alten Traktor die verbleibenden Gemeindemittel natürlich wesentlich verringert. 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag 1): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem ordentlichen Haushalt für das Finanzjahr 2018 in der 
vorliegenden Form zu genehmigen. 
 
 
Antrag 2): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem außerordentlichen Haushalt für das Finanzjahr 2018 in der 
vorliegenden Form zu genehmigen. 
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Antrag 3): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger die Hebesätze für das Finanzjahr 2018 in der vorliegenden Form zu 
genehmigen. 
 
 
Abstimmung zu 1): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
Abstimmung zu 2): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
Abstimmung zu 3): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
 

  

11  Mittelfristiger Finanzplan 2018 - 2022 
  

Gemäß § 16 OÖ. GemHKRO, BGBl. 69/2002, sind die Gemeinden verpflichtet, gemeinsam mit dem 
Voranschlag für das Jahr 2018 einen mittelfristigen Finanzplan für einen Zeitraum von fünf Finanzjahren 
zu erstellen und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen.  
Der mittelfristige Finanzplan, kurz MFP genannt, besteht aus dem mittelfristigen Einnahmen- und 
Ausgabenplan und dem mittelfristigen Investitionsplan. 
 
Der mittelfristige Einnahmen- und Ausgabenplan enthält alle voraussichtlichen voranschlagswirksamen 
Einnahmen und Ausgaben, soweit es sich nicht um Einnahmen und Ausgaben für Investitionsvorhaben 
zu zweckgebundenen Investitionsförderungen handelt, für jedes Jahr der Planperiode. 
Der mittelfristige Investitionsplan enthält die Einnahmen und Ausgaben für Investitionsvorhaben und 
zweckgebundene Investitionsförderungen für jedes Jahr der Planperiode. 
 
Der MFP ist in der Folge alljährlich zur jeweiligen Anpassung an geänderte Verhältnisse und zur 
Fortführung für ein weiters Finanzjahr vorzulegen. Der MFP 2018 beinhaltet das selbe Zahlenmaterial 
wie der Voranschlag 2018 und wird für die Jahre 2018 bis 2022 durch geschätzte 
Steigerungsprozentsätze aufgebaut.  
 
Diese Verpflichtung ist auch im Zusammenhang mit dem Österreichischen Stabilitätspakt zu sehen, in 
dem verankert ist, dass Bund, Länder und Gemeinden jeweils Budgetprogramme erstellen, deren 
Zeitraum das laufende und drei kommende Haushaltsjahre umfassen.  
 
Der Österr. Stabilitätspakt wurde zwischen dem Bund, den Ländern und - für die Gemeinden – dem 
Österr. Gemeindebund und dem Österr. Städtebund vereinbart.  
 
Besondere Funktion kommt der mittelfristigen Finanzplanung in den nachstehend angeführten 
Bereichen zu: 
 
• Sicherung des Haushaltsgleichgewichtes 
• Koordinierung der haushaltspolitischen Entscheidungen 
• Abstimmung der Investitionstätigkeit mit der Haushaltskoordinierung 
• Prüfung der Verkraftbarkeit von Investitionen 
• Möglichkeit zum früheren Erkennen von Veränderungen in der Entwicklung 
• Information 
• Transparenz 
• Prioritätenreihung, Verfolgen politischer Strategien 
 

Die wesentlichen und prägnantesten Eckdaten des MFP: 
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Der MFP 2018 „Ordentlicher Haushalt“ ist ident mit den Daten des Voranschlagsentwurfes 2018.  
 
 
 OH Einnahmen OH Ausgaben Überschuss/Abgang  

FJ 2018 2.651.600    2.651.600 +/-        0  

FJ 2019 2.695.800 2.672.300 +  23.500  

FJ 2020 2.741.900 2.706.100 +  35.800  

FJ 2021 2.790.500    2.748.700 +  41.800  

FJ 2022 2.842.200    2.775.900 +  66.300  

 AOH Einnahmen AOH Ausgaben Überschuss/Abgang  

FJ 2018 812.400    843.600 - 31.200  

FJ 2019   67.600      36.800 + 30.800  

FJ 2020   36.600      36.800 -       200  

FJ 2021   35.000   35.000 +/-       0  

FJ 2022   35.000   35.000 +/-       0  

 Maastricht-Ergebnis    

FJ 2018 + 338.400    

FJ 2019 +   98.000    

FJ 2020 +   78.900    

FJ 2021 +   90.700    

FJ 2022 + 120.900    

 
 
 

 Beratungsverlauf   
 

 Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
GR DI Günter Humer fragt, ob sich die VRV-Neu auf den dargestellten MFP auswirkt. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer verneint dies, da die VRV-Neu nichts mit der 
Gemeindefinanzierung NEU zu tun hat. Die Vorbereitungen zur VRV-Neu laufen bereits. Die VRV-Neu 
wird sich weniger auf das Ergebnis, sondern auf die Darstellung auswirken. 
 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag 1): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem Mittelfristigen Finanzplan 2018 – 2022 (ordentlicher 
Voranschlag) die Zustimmung zu erteilen.  

Antrag 2): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem Mittelfristigen Finanzplan 2018 – 2022 (außerordentlicher 
Voranschlag) die Zustimmung zu erteilen.  
 

Abstimmung zu 1): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
Abstimmung zu 2): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
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12  Kassenkredit für das Finanzjahr 2018 
   

 Der Kassenkreditvertrag für das Finanzjahr 2018 muss neu abgeschlossen werden. Die Aufnahme 
dieses revolvierenden Kontokorrentkreditvertrages ist der Höhe nach mit maximal einem Viertel der 
Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages begrenzt. Daraus ergibt sich für das Finanzjahr 
2018 ein Kassenkredit in der Höhe von € 662.900,--. (Einnahmen OH € 2.651.600,--). 
 
Zur Anbotslegung für den Kassenkredit 2018 wurden folgende Banken – mit denen wir bereits in 
Geschäftsverbindung stehen – eingeladen: 
 

• Raiffeisenbank Region Hausruck – BST Geboltskirchen 
• Volksbank Eferding – Grieskirchen 
• BAWAG P.S.K. Bank AG 
• Bank Austria AG 
• Sparkasse Ried-Haag 

 
Das Ausschreibungsergebnis des Kassenkreditvertrages für 2018 das sich wie folgt darstellt 
 
Anbotseröffnungsprotkoll 
 
Anbotsgegenstand:  Kassenkredit 2018 in der Höhe von € 662.900,00 
 
Angebotseröffung: Donnerstag, 07. Dezember 2017 – 12:00 Uhr 
 
Anbotsteller Zinssatz Gesamtbelastung 

50 % - Auslastung 
Anmerkungen 

Raiffeisenbank 
Geboltskirchen 

Basis 3 Monats-Euribor + 
Aufschlag 0,94 %                  *) 

€ 3.170,38 klm 360 

P.S.K. AG Basis 3 Monats-Euribor + 
Aufschlag 0,85 %                  *) 

€ 2.817,33 klm 360 

Bank Austria 
AG 

keine Anbotslegung aufgrund 
bankinterner Vorgaben 

---  

Volksbank 
Eferding 

Basis 3 Monats-Euribor + 
Aufschlag 0,73 %                  *) 

€ 2.412,96 klm 365 

Sparkasse 
Ried-Haag 

Fixzinssatz 0,915 % € 3.032,77 klm 365 

 
*) wenn der Indikator (3-Monats-Satz-EURIBOR) unter einem Wert von 0 % liegt, wird als Indikator für 
die Zinssatzanpassung ein Wert von Null herangezogen 
 
Aufgrund der vorgelegten Angebote ist das Offert der Volksbank Eferding-Grieskirchen das des 
Billigstbieters und somit lautet der Vergabevorschlag: den oben angeführten Kassenkredit an die 
Volksbank Eferding-Grieskirchen zu vergeben. 
 
In diesem Falle besteht die Notwendigkeit ein Kassenkreditkonto bei der Volksbank Eferding-
Grieskirchen zu führen. Die Kosten dafür stellen sich wie folgt dar: 
 
Kontoführung: 

€ 20,--/Quartal  €  80,00 

Gesamtkosten Kontoführung + ELBA-Einbindung  €  80,00 

 

Zinsenbelastung bei 50 %-iger Auslastung 2018: (Durchschnittswert): 

Raiffeisenbank Geboltskirchen  €  3.170,38 

VOLKSBANK Eferding-Grieskirchen  €  2.412,96 

Zinsdifferenz (Minderbelastung)  €  757,42 
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abzüglich Mehrkosten zusätzliches Kassenkreditkonto  €  80,00 

Minderbelastung Zinsdifferenz gesamt  €  677,42 

 
 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
GR Rudolf Waldenberger möchte wissen über welche Bank aktuell der Kassenkredit läuft. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt, dass dies aktuell die Volksbank Eferding-Grieskirchen ist, 
die auch für das FJ 2018 Billigstbieter ist. 
 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt dem vorliegenden Kassenkredit der Volksbank Eferding-
Grieskirchen für das Finanzjahr 2018 die Zustimmung zu erteilen. 
 
Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 

  

13  Voranschlag für das Finanzjahr 2018 - Verein zur Förderung der Infrastruktur 
der Gemeinde Geboltskirchen & Co KG 

   

  
Übersichtsdarstellung Voranschlag 2018 für die Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde 
Geboltskirchen & Co KG: 

Positionenaufschlüsselung Betrag 
  
Summe der Einnahmen im OH €       23.000,-- 
Summe der Ausgaben im OH €       23.000,-- 
Überschuss/Abgang im OH für das Finanzjahr 2017 €      +/-     0,-- 
  
Summe der Einnahmen im AOH €       19.200,-- 
Summe der Ausgaben im AOH €       19.200,-- 
Überschuss/Abgang im AOH für das Finanzjahr 2017 €      +/-     0,-- 

 
 
Der Entwurf des Voranschlages OH für das Finanzjahr 2018 stellt sich folgendermaßen dar und leitet 
sich von den bestehenden Bestandsverträgen ab: 

Ordentlicher Haushalt 2018 
Voranschlagsstelle/Teilabschnitte Einnahmen Ausgaben 
010 Zentralamt 15.200 14.000 
617 Bauhof   7.700   5.600 
910 Geldverkehr      100      100 
914 Beteiligungen 0   3.000 
990 Überschüsse/Abgänge 0      300 
SUMME ORDENTLICHER HAUSHALT 23.000 23.000 

 
Die Einnahmen/Ausgabenrechnung der KG (ordentlichen Voranschlag) des Finanzjahres 2018 wird in 
der vorliegenden Fassung dem Gemeinderat zur Kenntnisnahme vorgelegt. 
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Der Entwurf des Voranschlages AOH für das Finanzjahr 2017 stellt sich folgendermaßen dar und leitet 
sich von den genehmigten Finanzierungsplänen von Bauhof- und Amtsgebäudesanierung ab: 

Außerordentlicher Haushalt 2017 
Projekte Einnahmen Ausgaben 
914 Beteiligungen und Kapitalkonto* 18.800 18.800 
SUMME AUSSERORDENTLICHER HAUSHALT 18.800 18.800 

 

• Unter dem Ansatz 914 sind enthalten: Liquiditätszuschuss der Gemeinde, Anlagenabschreibung für 
Gemeindebauhof und Amtsgebäude, Verrechnung Gewinn/Verlust aus dem ordentlichen Haushalt 
sowie die Tilgungen für die Ausfinanzierungsdarlehen des Gemeindebauhofes und der 
Amtsgebäudesanierung 

 

Die Einnahmen/Ausgabenrechnung der KG (außerordentlichen Voranschlag) des Finanzjahres 2017 
wird in der vorliegenden Fassung dem Gemeinderat zur Kenntnisnahme vorgelegt. 

 

 
 Beratungsverlauf   

 
 Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 

 
 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag 1): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Kenntnisnahme der Einnahmen/Ausgabenrechnung der KG 
(ordentlichen Voranschlag) des Finanzjahres 2018 in der vorliegenden Fassung. 
 
 
Antrag 2): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Kenntnisnahme der Einnahmen/Ausgabenrechnung der KG 
(außerordentlichen Voranschlag) des Finanzjahres 2018 in der vorliegenden Fassung. 
 
 
Abstimmung zu1): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
Abstimmung zu 2): 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
 

  

14  Mittelfristiger Finanzplan 2018 - 2022 - Verein zur Förderung der Infrastruktur 
der Gemeinde Geboltskirchen & Co KG 

   

  
Die wesentlichen und prägnantesten Eckdaten des MFP: 
 
 
Der MFP 2018 „Ordentlicher Haushalt“ ist ident mit den Daten des Voranschlagsentwurfes 2018.  
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 OH Einnahmen OH Ausgaben Überschuss/Abgang   

FJ 2018 23.000    23.000 0   

FJ 2019 23.000 23.000 0   

FJ 2020 23.000 23.000 0   

FJ 2021 23.000    23.000 0   

FJ 2022 23.000    23.000 0   

 AOH Einnahmen AOH Ausgaben Überschuss/Abgang   

FJ 2018 19.200    19.200    0   

FJ 2019 19.200    19.200    0   

FJ 2020 19.200    19.200    0   

FJ 2021 19.400    19.400 0   

FJ 2022   4.300      4.300 0   

 Maastricht-Ergebnis     

FJ 2018 + 16.400     

FJ 2019 +16.400     

FJ 2020 +16.400     

FJ 2021 +16.600     

FJ 2022 -02.100      

 
 

 Beratungsverlauf   
 

 Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
 

 Abstimmung   
 

 Antrag 1): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Kenntnisnahme des Mittelfristigen Finanzplanes 2018 - 2022 
der KG (ordentlichen Voranschlag) in der vorliegenden Fassung. 
 
 
Antrag 2): 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Kenntnisnahme des Mittelfristigen Finanzplanes 2018 – 2022 
der KG (außerordentlichen Voranschlag) in der vorliegenden Fassung. 
 
 
Abstimmung zu 1): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
Abstimmung zu 2): 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 

  

15  Resolution zur Abschaffung des Pflegeregresses 
   

  
Vom OÖ Gemeindebund wurden hinsichtlich der Abschaffung des Pflegeregresses die nachstehenden 
Informationen und auch der Entwurf einer Resolution übermittelt, der dem Gemeinderat hiermit zur 
Beschlussfassung vorgelegt wird: 
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Info Nr. 34 - Resolution Abschaffung Pflegeregress 

  

Sehr geehrte Damen und Herren!     

@-Info Nr. 34  

             

Resolution zur Abschaffung des Pflegeregresses               

Der OÖ Gemeindebund schlägt seinen Mitgliedern die im Anhang übermittelte Resolution zur 

Beschlussfassung im Gemeinderat vor:  

Die Abschaffung des Pflegeregresses bedeutet für Oberösterreichs Gemeinden 

Mindereinnahmen von Euro 71 Mio. Derzeit geht der Bund von einem von ihm zu ersetzenden 

Volumen von Euro 100 Mio. für ganz Österreich aus. Hier ist dringender Handlungsbedarf 

gegeben. Im Anhang übermitteln wir Ihnen einen Resolutionsentwurf an die neue 

Bundesregierung, der darauf hinweist.  

Wenn sich Ihre Gemeinde den dort angeführten Forderungen anschließt, ersuchen wir Sie, die 

im Gemeinderat beschlossene Resolution direkt an  

 den Petitionsausschuss  (Ausschuss für Petitionen und Bürgerinitiativen, Dr. Karl-Renner-Ring 

3, 1017 Wien oder per EMail: info@parlament.gv.at) und  

 das Bundeskanzleramt (Ballhausplatz 2, 1010 Wien, EMail: post@bka.gv.at) und  

 das Sozialministerium (BM für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, Stubenring 1, 1010 

Wien, EMail: post@sozialministerium.at)  

zu übermitteln. 

Mit besten Grüßen  

   OÖ Gemeindebund   
 
ENTWURF DER RESOLUTION: 
 

RESOLUTION 
des Gemeinderats der Gemeinde Geboltskirchen zur 

ABSCHAFFUNG des PFLEGEREGRESSES 
an die neue Bundesregierung 

 
 
Die Abschaffung des Pflegeregresses hat für die Gemeinden Oberösterreichs katastrophale 
Auswirkungen. Unabhängige Beobachter haben diese Entscheidung des österreichischen 
Verfassungsgesetzgebers bereits als verantwortungslos bezeichnet. 
 
Das vor allem deshalb, weil die derzeit nur vage skizzierte Gegenfinanzierung der erforderlichen soliden 
Grundlage entbehrt. Mit den von Bundesseite in Aussicht gestellten Ausgleichsbeträgen werden nicht 
einmal die für unser Bundesland zu erwartenden unmittelbaren Einnahmenausfälle aus der 
Abschaffung des Pflegeregresses von Euro 25 Mio. zur Gänze abgedeckt. Völlig offen sind folgende 
weitere Positionen: 
 

• der Wegfall der freiwilligen Selbstzahler (um den Regress zu vermeiden, haben viele Personen 
freiwillig bezahlt) macht weitere Euro 36,9 Mio. aus.  

• dazu kommt der rechnerische Zuwachs aus der 24 h Pflege mit Euro 9,1 Mio. 
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Es ist mit Sicherheit davon auszugehen, dass die tatsächlich entstehenden Mehrkosten ein Vielfaches 
des vom Bundesgesetzgeber in § 330b ASVG angebotenen Kostenersatzes ausmachen werden. 
 
In Summe geht es also in Oberösterreich um Mehrkosten von Euro 71 Mio. jährlich für die 
Gemeinden.  
 
Der indirekte Lenkungseffekt durch die Abschaffung des Regresses (verstärkter Andrang auf 
Heimplätze ab Jänner 2018 ist schon feststellbar) ist dabei noch überhaupt nicht berücksichtigt. 
 
Wir fordern daher den vollständigen Kostenersatz der durch die Abschaffung des 
Pflegeregresses den oberösterreichischen Gemeinden entstehenden Mehrausgaben auf Basis 
einer vollständigen Erhebung der tatsächlichen Mehrkosten! 
 
Anlässlich dieser nicht mit der Gemeindeebene abgestimmten Maßnahme, die ohne parlamentarisches 
Begutachtungsverfahren vom Bundesverfassungsgesetzgeber beschlossen wurde, zeigt sich, dass es 
gerade auch im Pflegebereich einer nachhaltigen, solidarischen Finanzierung bedarf. Es sollte somit 
rasch mit Gesprächen begonnen werden, wie eine zukunftsfähige Finanzierung aussehen könnte 
(Steuerfinanzierung, Beitragsfinanzierung, Versicherung etc.). 
 
Der Bund hat durch die Abschaffung des Pflegeregresses einen klaren Bruch des Paktums zum 
Finanzausgleich begangen. Es wird daher weiters gefordert, dass der vereinbarte 
Kostendämpfungspfad in der Pflege wieder eingeschlagen wird. 
 
Gemeinderat der Gemeinde Geboltskirchen am 14. Dezember 2017. 
 
 

 Beratungsverlauf   

  
Bgm. Friedrich Kirchsteiger bringt dem Gemeinderat den Amtsvortrag zur Kenntnis. 
 
GR Rudolf Waldenberger findet, dass die Abschaffung des Pflegeregresse gegenüber den Gemeinden 
eine Frechheit ist. 
 
GR Gerhard Gebetsroither meint, dass die Abschaffung grundsätzlich richtig sei, aber diletantisch und 
unüberlegt durchgeführt wurde. 
 
 

 Abstimmung   
 
 

 Antrag: 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt der vorliegenden Resolution „Abschaffung des Pflegeregresses“ 
vom OÖ. Gemeindebund die Zustimmung zu erteilen. 
 
Abstimmung: 
 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 

  

16  Allfälliges - Anfragen - Anregungen 
   

 Bgm. Friedrich Kirchsteiger berichtet dem Gemeinderat über seinen aktuellen Gesundheitszustand. Er 
hat am 02.11.2017 einen Schlaganfall erlitten und hatte sprachliche Einschränkungen bzw. war die 
Feinmotorik der rechten Hand betroffen. Es geht ihm gut und das Ende der REHA ist am Montag, 
18.12.2017. 
Weiters berichtet er über die Erkrankung von AL Bischof Herbert, der an einer Lungenentzündung 
laboriert. 
 
GR Gerhard Gebetsroither ist verwundert über das was ihm zu Ohren kommt: 
SPÖ, Bgm. und AL verhindern Betriebe – diese Aussage kommt anscheinend von ÖVP Seite? 
Er ersucht um Widerrufung oder Richtigstellung seitens der ÖVP. 
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GR Rudolf Waldenberger äußert sich dazu wie folgt: 
Konkret wird es sich dabei wahrscheinlich um KFZ Groiß handeln. Er kann aber versichern, dass es 
seitens der ÖVP keine Äußerungen oder Handlungen gegeben habe, die begründen würden was GR 
Gerhard Gebetsroither ausgeführt hat. Das „schlechte Gerede“ resultiert wahrscheinlich vielmehr aus 
der langen Verfahrensdauer und der immer noch ausstehenden Betriebsanlagengenehmigung. 
 
GR Rudolf Haginger meint, dass irgendwann Schluss sein muss und eine Entscheidung herbeigeführt 
werden soll und nicht ein Lärmgutachten nach dem anderen gefordert wird. 
 
GR Gerhard Gebetsroither findet dass man sich nicht gegenseitig den schwarzen Peter zuschieben 
soll, da ja der Gemeinderat geschlossen hinter KFZ Groiß steht. 
 
GR Andreas Humer möchte betreffend KFZ-Groiß nachstehendes wissen: 

• Ansuchen Förderung FLWP 
• Löschung aus Homepage 
• keine Antwort auf Scheiben 

 
Bgm. Fritz Kirchsteiger sagt, dass dies im Gemeindevorstand behandelt wurde und es hat auch eine 
Antwort an Groiß gegeben. 
GR Andreas Humer ist der Meinung, dass es dies nicht gegeben hat. 
 
GR Rudolf Haginger erklärt, dass es überlegenswert ist, sich über einen Gehsteig zu den 
Mayrhubergründen Gedanken zu machen. Konkret im Bereich der Anwesen Malli – Ecklmair. Es sei 
zwar klar, dass es in diesem Bereich schwierig wird eine Lösung zu finden. 
GR Walter Rebhan sieht auch im Bereich von der Liegenschaft Ecklmair die größten Probleme. 
GR Andrea Bassani, denkt auch dass es wegen der Kinder und dem Weg zum Physiotherapeuten 
wichtig wäre. 
Das Ergebnis der Beratungen ergibt, dass der Bauausschuss das Thema aufgreifen soll. 
 
 
GR Rudolf Waldenberger berichtet über die Arbeiten am Badesee wo Arbeiten beim Weg und beim 
Überlauf getätigt werden. 
 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger und GR Rudolf Waldenberger berichten über das stattgefundene Gespräch 
am Dienstag mit Josef Strauß: 
Das Gesprächsergebnis ergibt, dass er weiter macht, aber kürzere Öffnungszeiten anbietet. Auch bleibt 
der Postpartner und die Trafik erhalten. Im Jänner 2018 soll das Geschäft für 2 bis 3 Wochen 
geschlossen werden, um die notwendigen Adaptierungen umzusetzen. 
 
 
GR Christian Bauer weist daraufhin, dass auf alle Fälle angestrebt werden soll, dass das Geschäft nicht 
zu lange geschlossen bleibt. 
 
GR Gerhard Gebetsroither gratuliert Vbgm. Rudolf Waldenberger zur Wahl und hofft auf gute 
Zusammenarbeit. 
 
GR Andreas Humer hat folgende Anregungen bzw. Wünsche: 
In der letzten Gemeindezeitung wurde über vier Punkte informiert, von denen für ihn drei Punkte neu 
waren. Der Gemeinderat sollt dies nicht über die Gemeindezeitung erfahren. 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger erklärt dazu: dies wird wahrscheinlich unter anderem die Verträge mit der 
Forstverwaltung Birnleitner betreffen. Dieses Thema war schon über längere Zeit im Gespräch und 
nach erfolgreichen Abschluss habe er eben darüber berichtet. 
 
GR Monika Zöbl führt zu Essen auf Rädern an, ob es nicht doch Sinn machen würde ein eigenes Auto 
für die Zustellung von Essen auf Rädern anzuschaffen.  
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer berichtet, dass dieses Thema im Ausschuss schon vor einiger Zeit 
im Detail behandelt wurde. Damals hat man deswegen davon Abstand genommen, da die Fahrer nicht 
mit einem fremden Auto fahren wollten. Außerdem war die Finanzierung schwierig und die laufenden 
Kosten des Zustellfahrzeuges würden die Essen teurer machen. 
GR Silvester Groiß berichtet, dass in Weibern nun ein E-Auto angeschafft hat. Man könnte dort Info´s 
einholen. Außerdem berichtet er, dass bei den Fahrern Josef Wimmer aufhört und Herbert Petererder 
neu dazu kommt. 
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GR Monika Zöbl stellt die Anfrage warum die E-Ladestation beim Gemeindeamt so langsam ist. 
Buchhalter Rudolf Stahrl-Thalhamer erklärt: die ursprüngliche Errichtung wurde zur Gänze über 
Förderungen des Landes OÖ und der Energie AG errichtet und hat seither diesen Standard. Es sind 
auch keine finanziellen Mittel für eine Aufrüstung vorhanden: 
Erledigung im Rahmen der Protokollierung: von Seiten der Energie AG bekommt die Gemeinde 
Nachricht, wenn es wieder einmal eine Förderaktion zur Aufrüstung einer bestehenden E-Ladestation 
gibt. 
 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger lädt nach guter alter Tradition den Gemeinderat und auch die Zuhörer nach 
der letzten Sitzung des Jahres zu zwei Getränken in´s Gasthaus Mayrhuber ein. Er bedankt sich für die 
Zusammenarbeit im abgelaufenen Jahr und wünscht den Anwesenden und deren Familien ein schönes 
Weihnachtsfest und alles Gute für das neue Jahr. 
 
 

 
 
  
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsabschrift über die letzte Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 19.10.2017 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:50 Uhr. 
 
 
 
 
 
 
____________________________________     ____________________________________ 
                      (Vorsitzender)               (Schriftführer) 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsabschrift in der 
Sitzung vom _______________ keine Einwendungen erhoben wurden, über die erhobenen 
Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde und diese Verhandlungsschrift daher im 
Sinne des § 54 (5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 
 
Geboltskirchen, am ____________________ 
 
 
 
 
 
 
____________________________________ 

(Vorsitzender) 
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____________________________________ ___________________________________ 
  (Gemeinderat ÖVP)     (Gemeinderat SPÖ) 
 
 
 
 
 
____________________________________ ___________________________________ 
  (Gemeinderat FPÖ)     (Gemeinderat ULG) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift von der Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde 
Geboltskirchen vom 14. Dezember 2017: 
 
 
GR Rudolf Waldenberger beantragt die Änderung bzw. Ergänzung der Verhandlungsschrift vom  
14. Dezember 2017 zu Tagesordnungspunkt 6 „Wortmeldung von Ing. Josef Bayer“ auf folgenden Wortlaut: 
„Die Aufstellungen der Aufwendungen von DI Kobler und Bmst. Walter Rebhan und der FF Geboltskirchen 
sind seiner Meinung nach nicht gerechtfertigt.“ 
 
Antrag: 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Änderung der Verhandlungsschrift vom 14. Dezember 2017 gemäß 
der Wortmeldung von GR Rudolf Waldenberger. 
 
Abstimmung: 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 
 
 
GR DI Günter Humer beantragt die Änderung der Verhandlungsschrift vom 14. Dezember 2017 zu 
Tagesordnungspunkt 6 auf folgenden Wortlaut: 
„Die Endabrechnung von DI Josef Kobler ist dem Gemeinderat vorgetragen worden.“ 
 

Antrag: 
Bgm. Friedrich Kirchsteiger beantragt die Änderung der Verhandlungsschrift vom 14. Dezember 2017 gemäß 
der Wortmeldung von GR DI Günter Humer. 
 
Abstimmung: 
Der Antrag wird einstimmig mittels Handzeichen angenommen. 
 


